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S t e i r i s c h e

Zeit ihres Lebens ist Frau B. 
als Putzfrau tätig. Als sie 

in Pension geht, hat sie sich 
ihren Traum von den eigenen 
vier Wänden  erfüllt und kann 
eine kleine Eigentumswoh-
nung ihr Eigen nennen. Diese 
hat sie sich buchstäblich vom 
Munde abgespart.

In fünf Jahren 
Lebenswerk zerstört
Frau B. hat einen Sohn, 

der in Wien lebt. Immer wie-
der sagt sie stolz: „Ich als 
Putzfrau habe es geschafft! 
Wenn ich einmal nicht mehr 
bin, bekommt der Leo die 
Wohnung, damit er es einmal 
leichter hat als ich.“ Frau B. tut 

sich zunehmend schwer mit 
der Haushaltsführung. Auch 
sieht sie immer schlechter. 
Also beschließt sie, ins Heim 
zu gehen. Da die Pension 
von Frau B. zur Deckung der 
Pflegekosten nicht ausreicht, 
greift das Sozialamt auf das 
Vermögen zurück und belastet 
ihre Wohnung. Binnen fünf 
Jahren ist die Wohnung futsch 
– und damit das Lebenswerk 
von Frau B. zerstört.

Doch nicht nur Vermögen 
und Einkommen der Heim-
bewohner/innen selbst kom-
men unter den Hammer. Sind 
deren Reserven erst einmal 
verbraucht, werden ihre Ange-
hörigen – meistens die Kinder 

 RÜCKERSATZPFLICHT FÜR HEIMBEWOHNER RUINIERT FAMILIEN IN  DER STEIERMARK 

 Pflege – Armutsfalle für  Familien
Während steirische Pflegeheime beachtliche  
Gewinne schreiben, gibt es für Pflegefälle und ih-
re Angehörigen kein Erbarmen – ihre wirtschaft-
liche Existenz fällt immer öfter den Pflegekosten 
zum Opfer.

Ein Altenpflegesystem, dessen Kosten die Existenz der Pfleglinge und sogar deren Kinder zerstört, bringt ganze Familien in Bedrängnis.
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– zur Kasse gebeten. Das ist 
nach dem steirischen Sozial-
hilfegesetz zulässig.

Die Steiermark ist 
anders
Denn in der Steiermark 

haften – im Gegensatz zu 
Wien, Oberösterreich oder 
Salzburg – auch die Kinder 
für Leistungen nach dem So-
zialhilfegesetz, die ihre Eltern 
bezogen haben. Ein konkretes 
Beispiel aus der Praxis:

Frau M. befindet sich seit 
Mai 2006 in einem Pflege-
heim in Graz. Sie bezieht eine 
Pension mit Ausgleichszulage 
und Pflegegeld der Stufe 4. 
Dieses Einkommen reicht 
nicht aus, um die Heimkosten 
abzudecken. Daher werden die 
Restkosten (rund 1.260 Euro) 
aus Sozialhilfemitteln über-
nommen – vorerst. 

Im Juni dieses Jahres klopft 

das Sozialamt beim Sohn von 
Frau M. an und fordert gleich 
einmal eine saftige Nachzah-
lung: 3.861 Euro werden für 
die Monate seit dem Einzug 
von Frau M. in das Heim fäl-
lig gestellt. Zusätzlich soll er 
ab sofort monatlich 297 Euro 
bezahlen. Berechnungsbasis 
ist sein Monatslohn von 1620 
Euro. In Wien, aber auch 
in anderen Bundesländern 
(s.o.),  würde eine eventuelle 
Differenz zwischen Pflegekos-
ten und Einkommen von der 
Allgemeinheit getragen. 

30 Jahre zurück
Doch für Herrn M. kommt 

es noch schlimmer:
Frau M. hat ihrem Sohn vor 

mehreren Jahren ein kleines 
Grundstück mit einem bau-
fälligen kleinen Häuschen ge-
schenkt. Dieses Häuschen wur-
de vom Sohn abgerissen und 
ein neues Haus gebaut, das er 


